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GROSSE KREISSTADT ROTTWEIL 

 
Satzung über die Erhebung von Gebühren im Bestattungswesen 

(Bestattungsgebührensatzung) 
 

Der Gemeinderat der Stadt Rottweil hat am 13.12.2023 aufgrund §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung 

(GemO) und der §§ 2,11 und 13 des Kommunalabgabegesetzes Baden-Württemberg (KAG), in der 

jeweils gültigen Fassung, folgende Bestattungsgebührensatzung beschlossen. 

 
§ 1 Erhebungsgrundsatz 

 
Für die Benutzung der gemeindlichen Bestattungseinrichtungen sowie für die damit verbundenen 
Amtshandlungen und sonstigen Leistungen der Stadt werden Gebühren nach Maßgabe des folgenden 
Gebührenverzeichnisses erhoben. 
 
 

§ 2 Gebührenpflicht, Gebührenschuldner, Fälligkeit 
 
2.1 Gebührenschuldner ist, wer die gebührenpflichtigen Leistungen oder Amtshandlung veranlasst 

oder sonst nach Gesetz oder nach letztwilliger Verfügung des Verstorbenen die Gebühren zu 
tragen hat.  

 
2.2 Mehrere Schuldner haften als Gesamtschuldner. 
 
2.3 Die Gebührenschuld entsteht mit der Inanspruchnahme der Leistung. Sie ist einen Monat nach 
 Zustellung des Gebührenbescheides fällig. 
 
2.4 Leistungen die nicht definiert sind, werden nach Leistungsaufwand berechnet. 
 
 

§ 2a Umsatzsteuer 
 

Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung festgelegten Abgaben, Kostenersätzen und sonstigen 
Einnahmen (Entgelten) zugrunde liegen, umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu den Entgelten noch die 
Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) in der im Umsatzsteuergesetz jeweils festgelegten Höhe. 
 
 

§ 3 Benutzungsgebühren 
 
3.1.1 Benutzung Aufbahrungsraum      80,00 Euro 
3.1.2 Benutzung der Aussegnungshalle in Rottweil     250,00 Euro 
3.1.3 Benutzung der Aussegnungshallen in den Stadtteilen      180,00 Euro 
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§ 4 Bestattungsgebühren 
 
4.1.1 Erwachsenengrab, einfache Tiefe 672,00 Euro 
4.1.2 Erwachsenengrab, doppelte Tiefe 803,00 Euro 
4.1.3 Grabkammer 957,00 Euro 
4.1.4 Kindergrab 434,00 Euro 
4.1.5 Frühchengrab  339,00 Euro 
4.1.6 Urnengrab 291,00 Euro 
4.1.7 Muslimisches Grab, einfache Tiefe 862,00 Euro 
4.1.8 Muslimisches Grab, doppelte Tiefe 993,00 Euro 
4.2.1 Umbettung bzw. Ausgraben      tatsächliche Kosten und Tarifzulagen 
4.2.2 Bergung von Unfall- und Freitoten      tatsächliche Kosten und Tarifzulagen 

 
4.3 a)  Der Zuschlag für Leistungen an Samstagen   beträgt 50 % der Bestattungsgebühren. 

Dieser Zuschlag wird bei Beerdigungen, die nach dem Bestattungsgesetz oder aus 
betrieblichen Gründen der Friedhofsverwaltung an solchen Tagen stattfinden, nicht 
erhoben. 

 b)  Für den Einbau einer künstlichen Belüftung: 280,00 Euro netto 
 c)  Sonstige Leistungen wie Ausgrabungen, Umbetten, Tieferlegen von Leichen, Urnen, 

Mehrarbeit bei Felsen (Bodenklasse 7) je angefangenen Arbeitsstunden und je Hilfskraft: 
68,00 Euro netto 

 
 
 

§ 5 Grabberechtigungsgebühren 
 

5.1.1
  

Reihengrab 
(Verfügungsrecht 25 Jahre)     

2.160,00 Euro 

5.1.2 Urnenreihengrab  
(Verfügungsrecht 15 Jahre) 

1.240,00 Euro 

5.1.3 Kindergrab 
(Nutzungsrecht 15 Jahre) 

210,00 Euro 

 Verlängerung für jedes angefangene Jahr 14,00 Euro 
5.1.4 Einzelgrab im Frühchenfeld 

(Verfügungsrecht 15 Jahre) 
210,00 Euro 

5.2.1 Urnenplatz in einem Gemeinschaftsurnengrab 
(Verfügungsrecht 15 Jahre incl. Pflege und Grabmal anteilig) 

1.633,00 Euro 

5.2.2 Urnenplatz in einem namenlosen Gemeinschaftsurnengrab 
(Verfügungsrecht 15 Jahre incl. Pflege und Grabmal anteilig 

1.566,00 Euro 

5.2.3 Urnenplatz bei einem Baumgrab 
(Nutzungsrecht 15 Jahre incl. Pflege und Grabmal anteilig) 

2.910,00 Euro 

 Verlängerung für jedes angefangene Jahr 194,00 Euro 
5.3.1 Grabplatz in einem Gemeinschaftssarggrab 

(Verfügungsrecht 25 Jahre incl. Pflege und Grabmal anteilig) 
3.070,00 Euro 

5.4.1 Einteiliges Wahlgrab – doppeltief – 2 Särge oder 2 Urnen -  
In Zepfenhan ein zweiteiliges Wahlgrab – einfachtief –  
(Nutzungsrecht 30 Jahre) 

3.530,00 Euro 

 Verlängerung für jedes angefangene Jahr 117,00 Euro 
5.4.2 Zweiteiliges Wahlgrab – doppeltief – 4 Sarge oder 4 Urnen 

(Nutzungsrecht 30 Jahre) 
6.180,00 Euro 

 Verlängerung für jedes angefangene Jahr 206,00 Euro 
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5.4.3 Dreiteiliges Wahlgrab – doppeltief – 6 Särge oder 6 Urnen 
(Nutzungsrecht 30 Jahre) 

8.880,00 Euro 

 Verlängerung für jedes angefangene Jahr 296,00 Euro 
5.4.4 Wahlurnengrab – 2 Urnen – 

(Nutzungsrecht 30 Jahre) 
2.910,00 Euro 

 Verlängerung für jedes angefangene Jahr  96,00 Euro 
5.4.5 Je weiter Urne 910,00 Euro 
5.4.6 Einteiliges Wahlgrab als Rasengrab – doppeltief – 2 Särge oder 2 Urnen 

(Nutzungsrecht 30 Jahre incl. Pflege) 
4.760,00 Euro 

 Verlängerung für jedes angefangene Jahr 158,00 Euro 
 
 

§ 6 Verwaltungsgebühren 
 
Gebühr für die Zulassung von gewerblichen Tätigkeiten 
6.1.1 für den Einzelfall           44,00 Euro 
6.1.2 für eine Dauerzulassung        100,00 Euro 
 
6.2.1 Gebühr für die Genehmigung zur Errichtung eines Grabmals     44,00 Euro 
 Einfache Holzkreuze oder Holzstele sind gebührenfrei  
 
 

§7 Rückgabe 
 

Grabnutzungsgebühren werden bei vorzeitiger Rückgabe nicht erstattet 
 
 

§8 Inkrafttreten 
 
Die Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren im Bestattungswesen 
(Bestattungsgebührensatzung) tritt zum 01.01.2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die 
Erhebung von Gebühren im Bestattungswesen (Bestattungsgebührensatzung) vom 16.02.2000 außer 
Kraft. 
 
Rottweil, den 14.12.2023 
 
gez.  
Dr. Christian Ruf 
Oberbürgermeister 
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Hinweis 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) oder von auf Grund der GemO erlassener Verfahrens- und Formvorschriften beim 
Zustandekommen dieser Satzung ist nach §4 Abs. 4 der GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder 
elektronisch und unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, innerhalb eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung bei der Stadt Rottweil geltend gemacht worden ist. Wer die Jahresfrist 
verstreichen lässt, ohne tätig zu werden, kann eine etwaige Verletzung gleichwohl auch später geltend 
machen, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung , die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung verletzt worden sind oder der Oberbürgermeister dem Beschluss nach §43 GemO wegen 
Gesetzwidrigkeit  widersprochen hat oder vor Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss 
beanstandet oder eine dritte Person die Verletzung gerügt hat.  
 
 
 
 
 

     Beschluss    Inkrafttreten 
 
Satzung  (neue Fassung)   13.12.2023    01.01.2024 
 


